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Das Verhältnis VON aa und
Katholischer Kırche n Niedersachsen:

Das Staat-Kirche-Verhältnis IM Königreich Hannover

Die Sakularıiısation VO  - 1802/03“ ie Begebenheit VO  - epochalem Rang
mıt weıtreichenden Folgen für Staat und Gesellschaft in Deutschland, die
auch ın entscheidendem Ma{fse das Verhältnis VO  - Kirche und Staat be-
stiımmte. Als »Herrschaftssäkularisation« nahm S1€E dem geistlichen Reichs-
ursten seline landesherrliche Gewalt und übertrug S1€e unftfer Einverleibung
selines bisherigen Herrschaftsgebietes einem weltlichen Regenten. Als » Ver-

mögenssakularısation« bedeutete S1e die Konfiskation VO  — Kırchengütern;
darunter fielen VOTL allem die Domkapitel SOWIE die fundierten Klöster und
Stifte. Miıt dieser Einziehung der Guter der Stifte un Klöster legte der Reichs-
deputationshauptschluss VO Z Februar 1803, der das Sakularisations-
werk reichsrechtlich regelte, dem Staat die Verpflichtung auf, Mittel ZUrLC Aus-

der bischöflichen Stuhle un anderer notwendiger Diözesaneinrich-
t(ungen bereit stellen. Miıt der UÜbernahme des Kirchengutes hatte der
Erwerber infolge der Universalsukzession auch die auf dem Vermogen [U-

henden Lasten tragen. Durch Inkorporation, der früheren Einverleibung
eines kirchlichen Rechtssubjekts, einer Pfarreı, 1n eın Kloster oder Stift,
WAar dieses 7ABS Unterhalt der inkorporierten Instıtution verpflichtet; diese
Verpflichtung gıng durch die Sakularisation des Klosters auf den Staat über.
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Fur die Katholische Kirche bedeutete die Sakularisation ine ungeheure
materielle und politische Schwaächung. Besonders folgenschwer für die
Entwicklung des deutschen Katholizismus Wr die Beeintrachtigung
des katholischen Bildungswesens. Neben dem Verlust VO  > IS stiftungs-
maisig katholischen Unıiversitaten wurden durch die Sakularisation zahl-
reiche haufıg mıt Klöstern verbundene Gymnasıen und Bildungsan-
stalten vernichtet, OVOIl In besonderem Ma(f(fse die landlıche Bevolke-
Iung betroffen wurde. Ansatze für den katholischen Bildungsrückstand 1m

L9 und Jahrhundert wurden durch die Auflösung dieser Bildungs-
einrichtungen und der Klöster als gelstige und geistliche Zentren geschaf-
fen

Irotz der materiellen, kulturellen und politischen Verluste dürfen die VOr-
teıile nıcht übersehen werden, die die Sakularisation dem deutschen Katho-
lıziısmus rachte. hne 7Zweiıftel W ar ine ihrer wichtigsten Auswirkungen
die »Entfeudalisierung« der Katholischen Kırche. DiIe reiche Ausstattung
der Bischofsstühle, Domkapiıtel und Stifte WAar VOTL der Sakularisation eın
Anreız für die katholische Aristokratie SCWCCSCH, diese tellen MIt ihren
Angehörigen besetzen. DiIie in der Folgezeit geringe Dotierung der
Bischofsstuühle un: Kapiıtel und die Beschränkung auf eın kirchliche Auf-
gaben boten keinen Anreız mehr ihrer Übernahme aus materiellen und
polıtischen otıven. Dıi1e VOT der Sakularisation existierende soz1iale Kluft
zwischen hohen adligen Pralaten und nıederem Klerus wurde eingeebnet.
Die »Entfeudalisierung« und der Verlust weltlicher Macht begünstigten
auch innerhalb der katholischen Kirche einen »Demokratisierungsprozess«
1im Sinne einer starkeren Partızıpation VO  - Laılen kiırchlichen Aufgaben
und Angelegenheiten.

Auf dem Wıener Kongress (1814/15 wurde das Kurfürstentum Hanno-
VeLr AT Königreich erhoben und durch die Zuweisung Gebiete
erheblich vergrößert. Dem Kernstaat wurden die Fürstentumer Hiıldes-
heim unı Ostfriesland, die ehemalige Reichsstadt Goslar, das Emsland
und der nordliche Teil des Eichsfeldes angegliedert. Diese Gebietszu-
waächse hatten erhebliche kırchen- und konfessionspolitische SOWIE
staatskirchenrechtliche Folgen. Das ehemals rein protestantische Han-
OV! wurde einem konfessionell gemischten Staat Iö15
VO  - L,5 Mıo Einwohnern Prozent evangelısch-lutherisch, 13 Pro-
zent Katholiken und Prozent bekannten sıch ZUEXE Reformierten
Kirche.?



Die Katholiken stellten 1im Eichsfeld und 1m Emsland 1e eindeutige
Mehrkheit, ın den Fürstentumern Hıldesheim und Osnabrück ıne beacht-
liche Minderheit dar. Kirchlich gehörten S1€E verschiedenen Diozesen
Dem Staat der KRestaurationszeılt Wr der Wiederherstellung der durch
die Sakularisation erschütterten kırchlichen Urganısation gelegen; In den
Kirchen sah wichtige Verbündete In seinem Kampf politische
und gesellschaftliche Umwalzungen. Fur den Staat WAar die Neuordnung
der Katholischen Kıirche eın ittel, die neuerworbenen Gebiete ın
den hannoverschen Staatsverband integrieren. Deshalb W arlr die Anpas-
SUNs der Diozesangrenzen die Landesgrenzen eın wichtiges t_

lıches Ziel Aufßfßerdem wollte die eglerung siıch Mitwirkungsrechte bei
der Besetzung gelistlicher Stellen, VOTL allem bezügliıch der Bischofsstühle
siıchern. Fur die Neuordnung der katholischen kirchlichen Verhältnisse Wrlr

das Einverstandnis des Papstes notwendig. Selt dem Frühjahr 1517 führte
die hannoversche eglerung als Erster. protestantischer Staat des Deut-
schen Bundes Verhandlungen mıt der romischen Kurıe Z Regelung des
Verhältnisses VO  w Staat und Kirche. Das Ergebnis Wr die Zirkumskrip-
tionsbulle »Impensa Romanorum Pontificum« VO 76 Marz 18524, die die
aufßeren kırchlichen Verhältnisse regelte. S1e teilte das Königreich Hanno-
Ver ın die beiden DIiozesen Hildesheim und Osnabrück eın, deren Girenze
die Weser ildete. egen fehlender finanzieller Mittel wurden einstweilen
L1UTLr die Diozesanınstitutionen Hıldesheims staatlich dotiert. Dazu gehörte
die Finanzlierung des Bıschoöflichen Stuhls, des Domkapitels und
des Priesterseminars. Als Gegenleistung für diese Dotatıon des Bıstums
erhielt die Regierung eın Mitwirkungsrecht bel der Bischofswahl und der
Besetzung des Domkapitels. S1e konnte nıcht genehme Kandidaten für das
Bischofsamt VO  55 der Liste streichen, die das Domkapitel nach dem Eıintritt
der Sedisvakanz und VOTL der W.ahl eines Bischofs dem Mınısterium
einreichte. Z einer Streichung VO  — Kandidaten kam bei den folgenden
Bischofswahlen nicht, weıl UVO inoffizielle Verhandlungen zwischen dem
Mınısterium und dem Domkapitel stattgefunden hatten.*

Irotz der rechtlichen Gleichstellung der Katholiken und ihrer kırchlichen
Einrichtungen mıt den protestantischen Kirchen blieb ıIn der Haltung
der hannoverschen eglerung iıhnen gegenüber eın Element des MiIiss-
trauens bestehen, das siıch 1im Ausschluss VO  - Katholiken VO höhe
FE Staatsdienst und In der Strengen Ausübung der im Staatsgrundgesetz
VO  e 1833 verankerten kiırchenhoheitlichen Rechte des Staates 1ufßerte. Z
diesen Rechten gehörten die staatliche Oberaufsicht über die kirchliche
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Vermögensverwaltung, das Plazet die staatliche Genehmigung kirchlicher
Anordnungen die Überwachung des Schriftverkehrs zwischen den rch-
lıchen Behörden Hannovers un auswartiıgen kirchlichen Instanzen, das
staatliche Genehmigungsrecht bei kirchlichen Stellenbesetzungen und der
GGE S ab abusu« die Möglichkeit, kirchliche Entscheidungen

die Staatsgewalt appellieren. Irotz dieser Einengung des kırchlichen
Freiheitsraumes blieb das Verhältnis VO  5 Staat und Katholischer Kırche In
Hannover VOTL heftigen Auseinandersetzungen bewahrt: die eglerung VeI-

mied Eıngriffe in den innerkirchlichen Bereich und etrieb keine Politik der
Protestantisierung, waährend die kirchlichen Führer In Hıldesheim, (Osna-
brück und auch Rom Konflikte prinzıpieller Natur umgehen versuchten.

Miıt dem Reglerungsantritt des etzten hannoverschen KOn1gs, Georgs V.:
SeTIzte 1551 eın Wandel In der hannoverschen Kirchenpolitik eM.: der sıch
wenıger in Verfassungsänderungen als in der Praxıs bemerkbar machte.}
Dıie staatliıche Kirchenhoheit wurde zurüuckhaltend praktiziert, misstrau-
ische Überwachungen un kleinliche Eingriffe ın den kirchlichen Bereich
vermieden. Der On1g sah In der Katholischen Kirche einen Stabilitäts-
faktor und einen Verbündeten in der Auselnandersetzung mıiıt der sıch In
Hannover ausbreitenden lıberalen ewegung. Der Wandel der staatliıchen
Kırchenpolitik aufßerte sich in der Berücksichtigung VO  - Katholiken
im höheren Staatsdienst. Iö5I wurde Ludwig Wındthorst als erster Katho-
lik in eın Mınısteramt berufen.® 1857/58 kam ZUrFr Dotatıon des Bıstums
Osnabrück. Dies erleichterte die kirchliche Aufbauarbeit und starkte die
Loyalıtat des katholischen Bevölkerungsteils gegenüber dem Welfenhaus,
W Aas sıch über das Ende des Königreiches Hannover hinaus auswirkte.

D)ie Provinz Hannover Im Königreich reußen

Di1ie hannoverschen Katholiken betrachteten die preufsische Annex1on des
Königreiches Hannover und anderer norddeutscher Staaten im Rahmen des
Deutschen Krieges VO  F 18566 als eklatante Rechtsverletzung. Ihr Verhältnis
ZULC. preufßfßischen Staatsmacht wurde darüber hinaus VOTLT allem durch den
Kulturkampf ın den 1670er Jahren belastet.7 Als »Kulturkampf« ezeich-
net INan die Auseinandersetzungen die Sakularisierung VO  z Staat und
Gesellschaft, die In der zweıten Hälfte des 19 Jahrhunderts in verschie-
denen europaischen Staaten zwischen den meIlst VO  e Liberalen geführten
oder VOIN ihnen unterstutzten eglerungen und der 1Im Zeichen des Ultra-



montanısmus hierarchisch und dogmatisch gefestigten Katholischen Kirche
ausgetragen wurden. Besonders scharfe Formen nahm diese Auseinander-
SETZUNgG nach der Reichsgründung In Deutschland und hier vornehmlich ın
Preufsen d} der Kulturkampf das Bündnıis zwischen dem Reichskanzler
und preufßsischen Ministerpräsidenten (J)tto VO  a Bismarck und den Natıo-
nallıberalen festigte. Wiährend die Liberalen dem Kulturkampf He weltan-
schauliche Komponente verliehen und die Nationalisierung und Unterord-
NUNg der Katholischen Kirche den Staat erreichen suchten, cah
Bismarck in ihm VOL allem eın Mittel TT Schwächung der Zentrumspartel,
der parteipolitischen Vertretung des katholischen Bevölkerungsteils, und
ZUL Neuordnung des Staat-Kirche-Verhältnisses zugunsten der staatlichen
Seite Etliche staatlıche Ma{isnahmen die Kırche, WI1e das Expa-
truerungsgesetzZ oder das Ordensauflösungsgesetz, verletzten Grund- und
Menschenrechte und verstieilsen als Ausnahmegesetze den Rechts-
grundsatz der Gleichheit aller VT dem (zesetz. Im Laufe des Kulturkamp-
fes wurden die freiheitlichen Kirchenartikel der preufsischen Verfassung, die
als die fortschrittlichsten in den Verfassungen der Staaten des Deutschen
Bundes galten, novelliert un schlie{fslich aufgehoben.

Di1e Kulturkampfgesetze bewirkten, dass VO  a den zwolf preufßsischen Erz-
bischofs- und Bischofssitzen LCULL vakant wurden, weiıl die Bischöfe VO  -

der egierung abgesetzt oder verhaftet worden oder 1Ns Exil gehen
MmMusstfen 1579 W ar eın Viertel der Pfarrstellen In Preufsen unbesetzt, weıl
sıch die Bischöfe gewelgert hatten, der Anzeigepflicht beim Oberpräsiden-
cCH,; der Einholung der staatlichen Genehmigung bel der Besetzung gelst-
liıcher Stellen, nachzukommen. egen Schliefßsung der Priesterseminare und
mangelnder Berufsaussichten ging die Zahl der Priesteramtskandidaten auf
die Hälfte zurück.

In der Provınz Hannover wurde der Kulturkampf nıcht mıt der gleichen
Heftigkeit geführt WI1e in anderen Teilen Preußens.® Verantworrtlich hier-
für War niıcht PE die Haltung der hannoverschen Oberpräsiıdenten Botho
raf Eulenburg (1873-1878) und Hılmar VO  z Leipzıger (1878-1888), die
‚WAarLr den gesetzlichen Bestimmungen Geltung verschaffen mussten, unnO-

tıge Harten ın der Auseinandersetzung mıt der Katholischen Kirche aber
vermeiden suchten, die Integration der Provınz Hannover In den

preufßischen Staatsverband nıcht sehr erschweren. Auch die Bischöfe
Daniel Wıilhelm Sommerwerk VO  a Hildesheim? und Johannes Heinrich
Beckmann VO  z Osnabrück“® eın ogröfstmögliches Entgegenkom-
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INnen gegenüber der Reglerung bemuüht, SOWeIlt die Solidarıität mıt den
anderen preufsischen Biıschöfen zulie{s und keine wesentlichen kiırchlichen
Interessen verletzt wurden. Diese konziliante Haltung auf kirchlicher und
staatliıcher Selite trug dazu bel,; dass eın Absetzungsverfahren die
hannoverschen Bischöfe staatlıcherseits nıcht In Betracht SCZOBCNH wurde,
WEn auch ZUTLC Schliefßsung des Hıldesheimer Priıesterseminars, ZUrL Ver-
treibung VO  > Orden und Vakanzen etlicher Pfarrstellen kam

Wenn auch die staatlıchen Mafsnahmen die Seelsorge erheblich beeinträch-
tıgten, zeıtigte der Kulturkampf doch ine andere Wiırkung, als Bısmarck
un: die Liberalen hatten. Di1ie Beziehungen zwischen den (Gelst-
liıchen und iıhren Gemeinden SOWIE zwıischen den Bischöfen und ihren
DIiozesanen wurden OE iıne Schwächung der Zentrumspartei erfolgte
nicht; der Kulturkampf festigte vielmehr die Bindung zwıschen ihr und den
katholischen Wiahlern. Dieser Misserfolg veranlasste Bısmarck, den Kultur-
kampf abzubrechen und einen Ausgleich mıt der Katholischen Kırche
suchen. Bıs In die zweıte Hälfte der r1880er-Jahre OgCN sıch die Verhand-
lungen die Beilegung des Kulturkampfes hın und uührten schliefßlich
einer weıitgehenden Wıederherstellung des staatskirchenrechtlichen Status
YJUO der Zeıt VOTL dem Kulturkampf. wWwar blieben nach dem Kulturkampf
staatlıche Einflussmöglichkeiten auf die Katholische Kıirche gewahrt, das
Verhältnis VOoO  Z Kıirche und preufßsischem Staat entwickelte sıch dennoch
weıitgehend konfliktfrei, dass der kirchliche Freiheitsraum auch ohne die
ruhere verfassungsrechtliche Absicherung erhalten blieb

)as Großherzogtum Üldenburg Un das derzogtum Braunschweig
Das Herzogtum Oldenburg" WAar VOTLT 1503 eın eın evangelisches Jerrito-
Hıam.: Als Ersatz für den Verlust des Elsflether Weserzolls erhielt auf der
Grundlage des Reichsdeputationshauptschlusses das Amt Wıldeshausen
und die eın katholischen ÄIT1th Vechta und Cloppenburg des ehemaligen
Nıiıederstiftes Munster, VO  = denen Herzog Peter Friedrich Ludwig im Juli
1503 offiziell Besıtz ere r Der Anteıl der Katholiken stieg damiıt auf etwa
en Viertel der Bevölkerung. Kirchlich blieb die Beziehung ZUTFr Diozese
unster erhalten und wurde durch die »Convention ZUr Regulirung der
Diozesan-Angelegenheiten der Catholischen Einwohner des Herzogthums
Oldenburg« VO Januar 1ö30, die nach ihrem Unterzeichnungsort die
»Konvention VO  a Oliva« SCNANNT wurde, staatskirchenrechtlich geregelt. In



Vechta wurde als eigenstandige kırchliche Behörde das dem Bischof VO  S

unster unmıittelbar unterstehende Bıschofliche Offizialat eingerichtet.
Seıin Leiter, der Offizial, wurde VO Bischof mıt Zustimmung des Herzogs
ernannt und WI1e die vlier Assessoren und das übrige Personal VO Staat
besoldet. Der Offizial besafs außerordentlich weıtreichende Befugnisse. Er
erfüllte nıcht 1Ur die Aufgaben elInes Generalvikars, sondern übernahm
auch 1Ine Reihe on einem Bischof zukommender Geschäfte der DIO-
zesanverwaltung. Dem Diozesanbischof lieben dıie Pontifikalhandlungen,
die Errichtung VO  s Pfarreien und die Abhaltung VO  = Synoden vorbehalten.
Ausdrücklich legte die Konvention nıcht L1UTL die Verpflichtung des Offizials
gegenüber dem Kanonischen Recht, sondern auch gegenüber der at-
liıchen Gewalt fest. DiIie Konventlion VO  = Oliıva wurde durch das Normativ
der eglerung VO April Lö31 erganzt, das ohne Abstimmung mıt dem
kirchlichen Vertragspartner offene Fragen ım Sinne der landesherrlichen
Kirchenhoheit regelte. DIe Konventlion VO  u Olıva erhielt der Eın-
schraänkung der kirchlichen Freiheit, VOL allem aber SCh der dem Offizial
übertragenen umfangreichen, quasibischöflichen Rechte keine Bestatigung
seltens des Heiligen Stuhls, der die oldenburgischen Kıirchenverhältnisse
allerdings In der Praxıs tolerierte.

Da der Staat prinzıpiell den tradıtionellen Hoheitsrechten festhielt und
damıit den kırchlichen Freiheitsraum beschränkte, traten selt der Jahrhun-
dertmitte Spannungen im Verhältnis der Katholischen Kirche Z oldenbur-
gischen Reglerung auf. Vor dem Hintergrund des preufsischen Kulturkamp-
fes versuchten aber beide Seiten, Konfrontationen vermeıiden. Formal
behandelte die Regierung die Katholische Kirche nach dem Parıtatsgrund-
Satz, Was auch in den Staatsleistungen ın Form eliner »Bauschsumme« ZUuU

Ausdruck kam  I2 Bıs ZU Ende der Monarchie WAar das Verhältnis VO  - Staat
und Katholischer Kırche im Grofßherzogtum VO  - gravierenden Konflikten
frei, obwohl Oldenburg e1nNn protestantisch gepragter Staat blieb, ın dem
Katholiken L1UTLr ın Ausnahmefäallen in höhere Beamtenposiıtionen gelangten
und Nnıe CIn Miınısteramt erhielten.

Das Herzogtum Braunschweig**, dessen katholische Pfarreien ın Braun-
schweig, Wolfenbüttel und Helmstedt 1534 der Diozese Hıldesheim aANSC-
schlossen wurden, gehörte mıt Mecklenburg und Sachsen den deut-
schen Landern, die bis 1INSs Jahrhundert hiınein den eın protestantischen
Charakter möglichst ZUu bewahren und damit ine Ausbreitung des Katho-
1Z1sSmus erschweren suchten. Das Katholikengesetz VO  e 1567 hob WAar
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ıne Reihe alter verletzender Bestimmungen des Staatskirchenrechts des
I8 Jahrhunderts auf, 1e{$ aber 7B den lutherischen Pfarrzwang für alle
Katholiken bestehen, die aufßserhalb der drei anerkannten stadtischen Pfarr-
gemeinden wohnten. Freiheitsrechte wurden WAarTr den einzelnen Gläubi-
SCH, nıcht aber der Katholischen Kirche als Instıtution eingeraumt. Irotz
der Novellierung des Katholikengesetzes 1im Jahre 1902 WIeS Man VO  ’

katholischer Seılite weıterhin auf den imparıtatischen Charakter des braun-
schweigischen Staates hın Die Beschwerdepunkte betrafen die BESETZ-
lıchen Bestimmungen über die Erziehung VO  3 Kindern Aaus konfessionsver-
schiedenen Ehen, wonach diese beim Fehlen anderslautender Erklaärungen
dem Bekenntnis des Vaters folgen mMussten Hınzu kamen die Verwelge-
rung staatlicher Genehmigungen für die Anstellung VO  b Hilfsgeistlichen
und für die Abhaltung periodischer Gottesdienste aufßerhalb der amtlıchen
Pfarrbezirke, die Beschrankung der Tätigkeit VO  = Ordensgemeinschaf-
ten und die Behinderung der freien Sakramentenspendung. Wiährend das
Staatskirchenrecht keine wesentlichen Anderungen erfuhr, verbesserte sıch
waährend der Regentschaft Herzog Johann Albrechts VO Mecklenburg
(1907-1913) in der Praxıs die Lage der Katholischen Kirche. DiIies WAar

auf die Bemühungen des Hıldesheimer Bischofs Adolf Bertram ”® und auf
die wachsende Sensibilisierung der Offentlichen Meınung für Verletzungen
des Parıtatsprinzıps zurückzuführen;: außerdem rachte die Zentrumstfrak-
tion wiederholt den »Jloleranzantrag“« 1im Reichstag eIn, der den Zweck VeOEI-

folgte, mıt Hilfe der Reichsgesetzgebung die Diskriminierung VO  — Kathaolı-
ken ın protestantischen Staaten beenden.?°

Die Werrmarer epubl

DiIie Weımarer Republik rachte 1Ne grundlegende Neuordnung des Staats-
kirchenrechts.!” Da die beiden sozialdemokratischen Parteıen bei den W.ah-
len ZULC 'eiımarer Nationalversammlung die absolute Mehrheit verfehlt
hatten, wurde eine Verständigung der Mehrheitssozialdemokraten MSPD)
MIt buüurgerlichen Fraktionen, insbesondere mMı1t dem Zentrum, über das
Zustandekommen der Verfassung notwendig."“ DIiese usammenarbeit
wirkte sıch auch auf die staatskirchenrechtlichen Bestimmungen der Ver-
fassung aus Dıie Vertreter der MSPD gaben hre Vorstellungen VO  = einer
radikalen Irennung VO  — Kirche und Staat und der Rückführung der Kır-
chen auf den Status VO  e Privatvereinen auf, waährend die Zentrumsparteı
ın Fragen der Wırtschaftsordnung nachgab und wesentliche staatskirchen-



rechtliche Ziele durchsetzen konnte. Di1ie Kirchenartikel der Weimarer
Reichsverfassung VO  z} 1919 (WRV) wlesen In vielfacher Hinsicht den Cha-
rakter eines Kompromisses auf. E1inerselts versuchten S1€, das Prinzıp der
Irennung VO  z Kırche und Staat verwirklichen, gleichzeitig berücksich-
tıgten S1Ee die esondere Stellung der grofßen Kırchen, die diese aufgrund
hrer geschichtlichen Entwicklung und ihrer Bedeutung 1im gesellschaft-
lıchen Leben Deutschlands esaßen.

DiIie Welmarer Verfassung gewahrleistete allen Bewohnern des Reiches
volle Glaubens- und Gewıissensfreiheit SOWIE das Recht ungestorter Reli-
g10nsausübung 135) Mıiıt dem Grundsatz »Es esteht keine Staats-
kirche« (‚Art. 137 Abs. I) beseitigte S1E das staatliche oder landesherrliche
Kirchenregiment in den evangelischen Kirchen. S1e raumte den Religions-
gemeinschaften das Selbstbestimmungsrecht In eigenen Angelegenheiten
innerhalb der Schranken der für alle geltenden Gesetze eın 137 Abs 2);
dies schloss die Freiheit der Besetzung kirchlicher Amter, der kirchlichen
Vermögensverwaltung un: Rechtsprechung eın (Art 137 Abs 30 Die Siıche-
Iung des konfessionellen Religionsunterrichts als ordentliches Lehrfach
den offentlichen Schulen (Art 149) und die Anerkennung der Kirchen und
Religionsgesellschaften als Körperschaften des Öffentlichen Rechts 137
Abs. 5) widersprachen dem radıkalen Irennungsgrundsatz. Aus dieser
Offentlich-rechtlichen Qualifikation der Religionsgesellschaften 1ef1$ siıch ihr
Besteuerungsrecht ableiten.

Im Laufe des B Jahrhunderts hatte ine Reihe deutscher Staaten den be1-
den grofßen Kirchen das Recht ZUTLC Erhebung VO  - Kirchensteuern unte
Eınsatz des staatliıchen Vollzugszwangs zugestanden. Dıiesem staatlıchen
Zugeständnis stand die Katholische Kirche anfangs reserviert gegenüber,
weil INan befürchtete, der Staat könne seine aus der Sakularisation resul-
tierenden Zahlungsverpflichtungen den Kirchenmitgliedern aufbürden. In
der Welmarer Nationalversammlung brachten sowohl Vertreter der bürger-
liıchen Mıtte als auch der Sozialdemokratie Antrage Z Aufrechterhaltung
des Besteuerungsrechtes der Religionsgesellschaften ein. Auf sozialdemo-
kratischer Seıte WIEeS INan darauf hin, dass die Kirchenfinanzierung durch
freiwillige Mitgliederbeiträge die Gefahr einer Abhängigkeit der Kirchen
VO  — Spenden des »Grofskapitals« heraufbeschwor. 137 AbS 6 WRV
garantıerte den Religionsgesellschaften, sofern S1Ee Körperschaften des
offentlichen Rechts WAarcNh, das Recht, Steuern nach Maisgabe der landes-
rechtlichen Bestimmungen auf der Grundlage der bürgerlichen Steuerlisten
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erheben. AÄrt. 137 Abs. 8 WRV übertrug die weıtere Regelung dieser

Bestimmungen der Landesgesetzgebung. DiIe Erhebung und Beitreibung
der Kirchensteuer muıt Hilfe hoheitlichen /wangs eröffneten dem Staat

Kontrollmöglichkeiten hinsichtlich des kiırchlichen Finanzwesens, WE

dies auch nıiıcht ausdruücklich In der Reichsverfassung festgelegt worden
WATrL. Dem Staat blieb das Recht vorbehalten, die kiırchlichen Steuersatze
auf ihre Vereinbarkeit mMIt der steuerlichen Gesamtbelastung überprü-
fen SOWI1e die Beachtung rechtsstaatlicher Grundsätze bei der Veranlagung,
Erhebung und Beitreibung der Kirchensteuern einzufordern. Das »gemischt
staatlich-kirchliche Steuersystem«, das sich einem zentralen Gegenstand
des Zusammenwirkens VO  a Staat und Kıirche entwickelte, hat »unter der
Herrschaft der We1l1marer Verfassung reibungslos funktioniert«. ?

Art. 136 Abs WRV SSf7ie fest: » DIe auf Gesetz, Vertrag oder besonderen
Rechtstiteln beruhenden Staatsleistungen die Religionsgesellschaften
werden durch die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Girundsatze hierfür
stellt das Reich auf.« DiIie Inıtiative diesem Artikel ging VO  = den kirchen-
freundlichen Parteien der Nationalversammlung A4UusSs Sie wollten mıt dieser
Verfassungsbestimmung ine entschaädigungslose Beseıtigung der Staats-
leistungen verhindern, W1e€e S1Ee bereıits in einıgen Läandern praktiziert wurde.
In der Hoffnung auf Unterstutzung durch die Zentrumspartel In anderen
politischen Fragen zeigte die MSPD auch in diesem Punkt Kompromissbe-
reitschaft, estand aber im Unterschied der VO Zentrum praferierten
»Ablösungsmöglıchkeit« auf der »Ablösungspflicht«. Eın wichtiger Grund
für die verfassungsrechtliche Regelung der Ablösungsfrage W ar die Furcht
VOTLT einer starken Belastung der öffentlichen and durch die Auswel-
(ung kıirchlicher Bedürfnisse Allerdings gelangte 136 Abs ın der We1-

eıt nıcht Z Ausführung, weıl das notwendige Reichsgesetz
Vorarbeiten im Reichsministerium des Innern nıcht zustande kam. Hıerzu

die wirtschaftlichen Schwierigkeiten In Deutschland ach dem Krs-
ten Weltkrieg, Unklarheiten über den Kreıs der Betroffenen, die ohe der
ablösungspflichtigen Leistungen und über die Art der Ablösungen, aber
auch der Widerstand der Kirchen bel, die sich aufgrund VO  . Konkordaten
un Kirchenvertragen 1ın einer starken Posıtiıon befanden. Diese hatten den
Trennungsgedanken welılter abgeschwaächt. Fur die Provınz Hannover galt
das Preufsenkonkordat VO I4 Jun1ı 1929 Dieses sah einen Gebiets-
austausch zwischen den Bıstumern VOTL; aufßerdem ordnete die at-

lichen Dotationen NCU, sicherte das bischöfliche Jurisdiktionsrecht über die
theologischen Fakultäten un gewährleistete die Bischofswahl durch das



Domkanpitel; dieses wahlte den Bischof aus eliner VO Heiligen Stuhl
aufgestellten Dreierliste; dem Staat kam dabe]i nach der S>0® »Politischen
Klausel« ein Erinnerungsrecht Z indem nıemand Z Bischof bestellt
werden durfte, den die Staatsregierung »Bedenken politischer Art«
geaufßert hatte.

Fur die Katholiken 1im Freistaat Braunschweig rachte die Welmarer Verfas-
SUuNns »das Ende einer mehr als zweihundert Jahre waährenden Benachteili-
SUNS, nıcht aschl Unterdrückung durch die bıs Zu Jahre 1918 im
Herzogtum Braunschweig tonangebenden Krafte«.* Da die Landesverfas-
SU1Ns VO Januar 1922 keine Kirchenartikel enthielt, erlangten im Prinzıp
die Bestimmungen der Reichsverfassung unmıittelbar Gültigkeit. Dennoch
wurde das Katholikengesetz VOIN 1902 nıcht ftörmlich aufgehoben, sondern
lediglich nicht mehr angewandt. Der Staat übte weıterhin die Aufsicht über
die kirchliche Vermögensverwaltung Adus und eistete selt 1919 keinerle]
Zuschüsse mehr für die katholischen Gemeinden, weıl diese bislang ledig-
ich auf blofsem Herkommen und nıcht auf Rechtstiteln beruht hatten. Im
Oktober 1921 kam zwischen dem Hildesheimer Bischof und der Braun-
schweiger eglerung einer vertraglichen Vereinbarung über die bislang
ungesicherten katholischen Volksschulen in Braunschweig, Wolfenbuttel
und Helmstedt, die kommunalısiert und damit auf ine sichere finanzielle
Basıs gestellt wurden.“*

Dıi1e oldenburgische Landesverfassung VO JE Jun1 1919 gewährleistete die
Selbständigkeit der Religionsgesellschaften $ 17) un schrieb die Kontfes-
sionsschule und die konfessionelle Lehrerausbildung für die Volksschulen
fest S 2A);, W as nıcht zuletzt das Ergebnis einer Vielzahl VO  — Eingaben und
Massenpetitionen vornehmlich Aaus dem katholischen Münsterland war. “
Das April 1924 VO Landtag beschlossene »(Gesetz über die Berech-
tıgung der katholischen Kirche D: Erhebung VO  e Steuern« raumte der Kır-
che eın Selbstbestimmungsrecht In einem Umfang ein, W1e »dies in keinem
anderen Land des Reiches der Fall war«.“+

DIie Zeit des Nationalsozialiısmus

Obwohl die Kirchenrechtsartikel der Weıimarer Verfassung bis 1945 for-
mal in Geltung blieben, anderte sich das Verhältnis VO  - Staat und Kirche
wesentlich nach der nationalsozialistischen Machtergreifung 1m Jahr 193  *
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Zentrales Ziel der nationalsozialistischen Kirchenpolitik Wr die Beschrän-
kung des kiırchlichen Lebens auf den innerkirchlich-kultischen Bereich. Fur
viele Nationalsozialisten estand der erhoffte Endzustand in einer Volks-
gemeinschaft ohne Kirche. DiIe Intensıtat staatlicher Ma{isnahmen
die Kirche W ar zeitlich und regional unterschiedlich. Der Kirchenkampf,
der Miıtte der 1930er-Jahre In verstaärktem Ma{ise eEiINsSeEtzZtLE: wurde auf
verschiedenen Ebenen geführt und entbehrte vielfach einer einheitlichen
Konzeption. Mıiıt Hıilfe staatlıcher Propaganda wurde die Verbreitung der
Ideen Alfred Rosenbergs, des » Chefideologen« der Partel, gefordert und
für den Austriıtt A4aUus der Kıirche geworben. Der »Entkonfessionalisierung
des Lebens« dienten die Aufhebung kirchlicher Vereine und Verbände, das
Verbot kirchlicher Zeıtungen, die Überführung kirchlicher Einrichtungen
des Wohlfahrtswesens und der Krankenpflege auf weltliche UOrganısat1o-
He SOWIE die Beseltigung der konfessionellen Schulen, die ın Preufßsen der
Regelfall 11, und die Zurückdrangung des Religionsunterrichts aus den
offentlichen Schulen. Das Regiıme richtete seine Angriffe VOT allem auf Eın-

zelpersonen, durch Verhaftungen un: Einschüchterungen kirchlichen
Wiıderstand unterbinden.

Auf den Kirchenkampf hatte das 1im Juli 1935 abgeschlossene Reichskon-
kordat LLUL ine retardierende Wirkung.?® Schon waäahrend der Welmarer
Republik bestanden Bestrebungen YAEN Abschluss elines Reichskonkorda-
tes Diese scheiterten der mangelnden Regierungskontinultät, VOL

allem aber den gegensätzlichen Posıtionen in der Schulfrage. Die In1-
latıve den Konkordatsverhandlungen o1Ing im Frühjahr 1933 VO  e der
Reichsregierung AdU>S; S1E bot der Kirche ine grofszügige Gewährleistung
des kirchlichen Freiheitsraumes Ursprünglıch wollte Hitler mıt dem
Reichskonkordat die Auflösung des Politischen Katholizismus, der Lien-
trumsparte1 und der Bayerischen Volkspartei, erreichen; dem sollte Art. 32
(Entpolitisierungsartikel) diıenen, der ine parteipolitische Betatıgung VO  —

Geistlichen verbot: dies hätte den Rückzug aller geistlichen Mandatsträ-
SCI bedeutet un! eın Offentliches Eıiıntreten VO  - Geistlichen ZUgunsten
der katholischen Parteien erschwert. Als die Kurıe nach langerem Zogern
schliefßlich einen entsprechenden Artikel zugestand, hatten siıch die Par-
telen bereits aufgelöst oder verboten worden. Danach rechtfertigte
Hıtler den Konkordatsabschluss mıt der Ausschaltung einer möglichen
UÜpposiıtion VO  a Seiten der Katholiken das Regime. Das Konkordat
ging auf Forderungen der Kirche eın, für die S1€e selit Jahren gekämpft hatte;
dies betraf insbesondere die Gewahrleistung und Neueinrichtung katholi-



scher Bekenntnisschulen. iıne Zurückweisung des Konkordatsangebotes
erschien unmöglich, weıl iIne derartige Haltung den Glaäubigen schwer
erklärt werden konnte. Aufserdem Wr eın Konkordatsabschluss NOTLT-

wendig, weiıl durch das Ermächtigungsgesetz VO Z Marz 1955 verfas-
sungsmaisige und durch die Ausschaltung des Parlamentes und der Par-
telen politische Garantıen für die Kirchenfreiheit nıcht mehr vorhanden

DiIie eingetretene Rechtsunsicherheit führte ET »Konkordatsbeduüf-
tigkeit«; LLUL durch einen volkerrechtlichen Vertrag zwischen dem Reich
und dem Stuhl konnte die Kirchenfreiheit noch rechtlich gesichert
werden.

Kurzfristig schien sıch das Konkordat für Hıtler und das NS-Regime VOTI-

eilhaft auszuwirken. DiIe N5S-Propaganda interpretlierte als eine >papst-
lıche Legıtimation« des Regımes Langfristig die Auswirkungen des
Konkordates für die Katholische Kirche gunstiger. Es verhinderte WAar

nıcht den Kirchenkampf, aber ohne Konkordat hätte iıhn Hıiıtler leichter
führen können. Durch das Konkordat erhielt die Kirche ine Absicherung
ihres Rechtsstandpunktes, und schuf bel Vertragsverletzungen ine
solide Basıs für den kirchlichen Protest. Dieses machte sich der Hiıldes-
heimer Bischof Joseph Godehard Machens“ ZUNUTZE, der »ZU Begınn sSe1-
NS Episkopats noch unsicher In der Bewertung des Nationalsozialismus«
SCWESCH .26  war sich während des Drıtten Reiches aber einem entschie-
denen Verteidiger kirchlicher Rechte Übergriffe der Staatsgewalt und
der Parte1 entwickelte.*? Besonders heftig wandte sich gégen die ufhe-
bung der katholischen Bekenntnisschulen und hre Umwandlung ın Simul-
tanschulen.?° Darın sah offenkundige Rechtsbrüche un Verletzungen
sowohl des auch in der Welmarer elt noch gültigen Preufsischen Volks-
schulunterhaltungsgesetzes VO  — 1906, das die Kontfessionsschule ZUE Regel-
schule erklärt und konfessionellen Minderheiten das Recht auf Errichtung
eigener Schulen eingeraumt hatte, als auch des Reichskonkordates. Er hielt
die Konfessionsschule für den Bestand des Katholizismus In der Dıiaspora
VOTL allem angesichts der wachsenden Durchdringung der Simultanschulen
mıt nationalsozialistischem Gedankengut für unbedingt erforderlich un!
versuchte, durch Hirtenbriefe und Flugblätteraktionen seine Diozesanen
für den Erhalt der Konfessionsschule mobilisieren. Diese Aktionen Iru-

SCI jedoch lediglich einer Verzögerung ihrer Auflösung 1im Bıstum Hıiıl-
esheim bei Ahnliche Entwicklungen vollzogen siıch in der 10Zzese ()sna-
brück unter Bischof Hermann Wilhelm Berning? und im Offizialatsbezirk
Vechta NTE Bischof Clemens August VO  =) Galen VO  a Müuünster”“, der
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Protest die Entfernung der Kreuze Adus der Schule als »eıNZIgE Volks-
erhebung überhaupt in Deutschland waäahrend der N S-Diktatur« ezeich-
net werden annn

Das Staat-Kırche-Verhältnis Im Bundesland Niedersachsen

Das Bonner Grundgesetz VO 25 Maı 1949 übernahm wortwortlich die
Kirchenartikel der Welmarer Verfassung.?* Unabhängig davon kam dem
Verhältnis VO  e Staat und Kırche auf der Landesebene besondere Bedeu-
(ung Z weıl die Kulturhoheit ine Angelegenheit der Läander WAr. Fur die
Katholiken und die Katholische Kirche WAar das Land Niedersachsen »eın
steinıger Boden«.2 ach der Konfessionsstatistik W ar Niedersachsen nach
Schleswig-Holstein und Bremen das Land mıt dem höchsten Protestan-
tenanteil.?° Auf der anderen Selite befanden sich hier aber auch mıt dem
Oldenburger Müuünsterland, dem Emsland und dem Eichsfeld geschlossene
katholische Milieus, die siıch auch wahrend der NS-Zeıt als aufßerordent-
ich resistent erwlesen hatten. Der durch die Aufnahme VO  = Flüchtlingen
und Vertriebenen In Niedersachsen notwendige Bau katholischer Kır-
chen in evangelischen Gebieten und die Gründung VO Ordensnieder-
lassungen lösten nach 1945 alte antiıkatholische Ressentiments aus So
außerte der hannoversche Landesbischof Hans Lilje Niedersachsen »Se1
das Hauptzıel eines strategischen Grofßangriffs der katholischen Kirche«
Der sozi1aldemokratische Vertriebenenminister Pastor Heinrich Albertz,
der spatere Regierende Burgermeıister VO  e Berlin, warf der Katholischen
Kirche VOIL, dass S1€E »die Chance der Teilung Deutschlands und Ekuropas
aUSNUTZT, VO  . einer anderen Seılite her die Freiheit uUuNseTrTes Volkes
gefahrden«.?”

Za scharfen Auseinandersetzungen zwischen der Katholischen Kirche und
der VO  - der SPD geführten Landesregierung kam in der Schulfrage;
diese erreichten zeitwelse ine derartige Heftigkeit, dass InNan die Le1i-
ten des Kulturkampfes erinnert wurde.?® DiIie Landesregierung und die SPD
[iTatfen für die »Schule für Schüler aller Bekenntnisse«, für die »(Gemeıln-
schaftsschule«, als Regelschule ein. Dabei kamen tradıtionelle sozi1aldemo-
kratische und lıberale schulpolitische Ziele, W1e€e die Zurückdrängung des
kirchlichen Einflusses und die »Entkonfessionalisierung« der Schule, Z
Geltung. Etliche Politiker davon überzeugt, dass eın konfessionell
gegliedertes Schulsystem nach der Auflösung der homogenen Konfessions-



OIl durch die Aufnahme VO  — Flüchtlingen und Vertriebenen YAURE Ver-
mehrung VO  w »Zwergschulen« führen und dadurch den Anforderungen der
Gegenwart nıcht gerecht wurde. Dıie Katholische Kirche forderte dagegen
3081881 mıt den christlichen Parteıen, der CDU und dem Zentrum, die
Wiederherstellung und Neueinrichtung konfessioneller Elementarschulen,
waäahrend sıch die Deutsche Parte1 (DP) in dieser rage eher edeckt hıelt
Von der Evangelischen Kirche konnte [an 1Ur bedingt Unterstutzung ım
Kampf die Bekenntnisschule erwarten; ihr Interesse einer konfes-
s1ionellen Gestaltung des Schulwesens Wr schon eshalb geringer, weiıl
aufgrund eindeutiger protestantischer Mehrheiten die meılsten chulen in
Niedersachsen hinsıchtlich der Schüler- und Lehrerschaft eın evangelısch
lieben. Dıie Katholische Kırche gründete ihren Anspruch auf das Eltern-
recht, die grundgesetzlich verankerte Glaubens- und Gewissensfreiheit
und das Reichskonkordat SOWIe WI1e€e VOL dem rıeg auf die einschlagigen
Bestimmungen des Preufsischen Volksschulunterhaltungsgesetzes, das
dazu geführt hatte, dass die Bekenntnisschule auch in der Provınz Han-
OV! bıis in die Zeıt des Nationalsozialismus hinein der vorherrschende
Schultyp SCWESCH WAr. Auf kirchlicher Seıite sah 11an In der Rückgabe der
Bekenntnisschulen die Wiederherstellung des alten Rechtszustandes und
die Wiedergutmachung VO  - Unrecht, das der Katholische Kirche durch das
nationalsozialistische Regıme zugefügt worden WATrL.

Kirchlicherseits hatte INa  e bereits einen aufßserordentlich hohen Mobilisie-
rungsgrad der niedersächsischen Katholiken erreicht, als das Schulverwal-
gS- und kurz darauf das Schulgesetz 953/54 im Landtag ZUE Diskussion
anstanden. ach Bischof Machens die Gesetze »demokratiefeind-
lich, diktatorisch, Ja volkerfeindlich«.”? Man befürchtete, dass das Vorgehen

die katholischen Schulen 1Ur der Auftakt für weıltere Beschränkun-
SCH des kirchlichen Lebens sel1. Auf verschiedenen Ebenen und mıt unter-

schiedlichen Mitteln führte die Katholische Kirche den Kampf das
Schulgesetz. Dazu gehörten Hirtenbriefe, Protestschreiben den Miınıs-
terprasıdenten Hinrich Wıilhelm Kopf, Glockengeläut und Gebete in den
Messen SOWIeEe ine Stellungnahme der Fuldaer Bischofskonferenz und das
Einschalten der Nuntılatur ın onnn

Den Höhepunkt erreichten die Protestaktionen mıt einer Kundgebung
Marz 1954 1n der Niedersachsenhalle ın Hannover, im benachbarten gla-

SCINECN Saal und in den Stadthallengaärten, der 60.000 Katholiken
teilnahmen; S1E WAar ine der gröfßten Massendemonstrationen, die die I an-
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deshauptstadt bis dahın erlebt hatte. Die Kundgebung endete mıiıt einem

Fackelzug VOTL das Kultusministerium. Die Einladung eliner Veranstal-
tung ın Lingen August 1954; der über 0.000 Menschen teıl-
nahmen, lehnte Mınıster Albertz mıt der Bemerkung ab, dass die Schul-
gesetzirage »nıcht AD Gegenstand VO  P Marktplatzversammlungen mıt
den bekannten Begleiterscheinungen gemacht werden« sollte; die Ver-
sammlung In Hannover bezeichnete als »Katholikenaufmarsch«, sprach
VO  3 Kundgebungen der Katholiken, die » in der aufßeren Form haargenau
nazıstischen und kommunistischen Veranstaltungen« olichen un verstieg
sich der Bemerkung, die Bedrohung der geistigen Freiheit durch die
Katholische Kırche se1 ”SCNAUSO W1e die durch die Gestapo, GPU oder
S6SD«.4°

DiIe Aktionen der katholischen Selite lieben 1im Wesentlichen ohne Erfolg.
Das Niedersächsische Schulgesetz, das Oktober 1954 ın Kraft
Lral, sah die Gemeinschaftsschule als Regelschule VOTS lediglich für den
Verwaltungsbezirk Oldenburg hielt der konfessionellen Gliederung
des Schulwesens fest, weiıl diese jer durch die Vorläufige Niedersäch-
siısche Verfassung It: 55 Abs. 2) garantıert worden W dl. iIne Offent-
liche Volksschule für »Schüler des gleichen Bekenntnisses« konnte L1UL ın
Ausnahmefällen NI erschwerten Bedingungen errichtet werden. Die
Besetzung der Lehrerstellen den Offentlichen Volksschulen sollte nach
der bekenntnismafßßigen Zusarnmensetzung der Schüler erfolgen (Schulge-
SEeTZz y7  =

In iıhrem Kampf das Schulgesetz erhielt die Katholische Kirche die
Unterstutzung der Bundesregierung. Diese 1955 einen Prozess VOL

dem Bundesverfassungsgericht z in dem das Land Niedersachsen der
Verletzung des Reichskonkordates un! damıiıt der Bundestreue angeklagt
wurde.#* Das Bundesverfassungsgericht WI1eSs 26 Marz 195 / diese Klage
ab: unterstrich War die Rechtsgültigkeit des Reichskonkordates, sprach
dem Bund aber das Recht ab, dıe Länder SCH der ihnen verfassungs-
rechtlich garantıierten Kulturhoheit ZANT Einhaltung der Vertragsbestimmun-
SCHh zwingen. Damıt blieb das nıedersachsische Schulgesetz ın Kraft Dı1e
schulpolitischen Auseinandersetzungen wurden erst durch das Niedersach-
senkonkordat VO 26 Februar 1965 beigelegt. ” Danach gab die Katholi-
sche Kirche hre fruhere Schulkonzeption auf und erkannte die Gemein-
schaftsschule als Regelschule und die Konfessionsschule als Antragsschule

Das Land sicherte dagegen den Bestand der Ende 1964 vorhandenen



Konfessionsschulen und erleichterte die Bedingungen für die Errichtung
Offentlicher Bekenntnisschulen.

ıne wesentliche Voraussetzung für das Zustandekommen des Konkor-
dates WAar der ernste Wunsch auf beiden Seıten, einem Ausgleich
gelangen, der 11UL durch ine Regelung der Schulfrage erreicht werden
konnte. Dabei kam dem Loccumer Vertrag VO  — 1955;, der als einer der CIS-

ten Kirchenvertraäge der Nachkriegszeit das Verhältnis VO  a Staat und Van-
gelischer Kirche in Niedersachsen auf ıne moderne Grundlage stellte, ine
wegweisende Funktion Der Ausgleich zwischen Staat und Katholischer
Kirche in Niedersachsen wurde durch das Ausscheiden prominenter Ver-
echter der katholischen Posıtiıon erleichtert: dazu gehörte der Tod der
Bischöfe Berning 1955) und Machens 1956) Hınzu kam, dass nach der
Verabschiedung des Godesberger Programms VO  . 1959 ın der SPD Zuge-
standnisse hinsichtlich einer konfessionellen Schulgestaltung zunehmend
als Ausdruck VO  s Toleranz verstanden wurden, waäahrend die kirchliche
Selite erkannt hatte, dass das Schulgesetz VO  e 1954 In der Praxıs milder
als befürchtet gehandhabt wurde, dass VOT allem durch die Proporzbe-
stımmung des $ 7 in katholischen Gegenden der Bekenntnischarakter der
Schule praktisch erhalten geblieben WATF. Aufserdem WAar In katholischen
reisen das Verständnis für staatliche Mafßnahmen ZUF Hebung des Bil-
dungsstandards gewachsen.

ach einer Novellierung des Konkordates 1973 beschränkte das Nieder-
sachsische Schulgesetz VO  . 19/4 die Bekenntnisschulen auf den Grund-
schulbereich und gestand als Ausgleich die Errichtung VO  zn Urlentierungs-
stufen SOWIE VO  - aupt- und Realschulen In kirchlicher Tragerschaft
Die Personalkosten wurden Sahz, die Sachkosten Z Teil VO Land

ach der Auflösung der Padagogischen Hochschule In Alfeld,
deren Lehrkörper mehrheitlich katholisch W dlr und eın Gro(ißfsteil der
katholischen Lehrer ın der Nachkriegszeit studierte, wurden als Ersatz
Lehrstühle für katholische Theologie den Uniıyversitaten Hildesheim und
Hannover 19771) geschaffen. Die im Konkordat vorgesehene Einrichtung
einer Katholisch-Theologischen Fakultät ın Gottingen wurde noch nıcht
realisiert. *

Neben der Schulfrage regelte das Niedersachsenkonkordat Grenzkor-
rekturen zwischen den nıedersachsischen Bıstumern; enthielt Bestim-
INUNSCH über die Ablösung VO  s historisch bedingten staatlichen Baulasten
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SOWIeE über staatliche Zuschüsse AT Pfarrbesoldung“* und garantıerte die
staatliche Förderung katholischer Erwachsenenbildung und die Berück-
sichtigung kirchlicher Interessen Rundfunk. Es ildete die Grundlage
für eın im grofsen GGanzen spannungsfreies Verhältnis VO  a Staat und Kirche
In Niedersachsen In den folgenden Jahren.
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Hannover (1815-1866) In anrDuc der Gesellschaft für nıeder-
sächsische Kırchengeschichte 125-153 Hans-Georg
ASCHOFF, D)as Verhältnis VONN Staat und katholıscher Kırche IM

KÖönigreich annover (1813-1866) (Quellen und Forschungen ZUur

Geschichte Niedersachsens 86) Hıldesheim 976 Hans-Georg
SUMOFF. aa und Kırche Im Vormärz und Wwährend der MevOlu-
tıon Im Königreich annover, n el Hrsg.) |)as He

volutionsjahr 848/49 In Niedersachsen, Bielefeld 1999
Hans-Georg ASCHOFF, Bistum Hiıldesheim In Frwin GATZ Hrsg.)
[)Ie Istumer der eutschsprachigen Länder. Von der Säkularısa-
tıon His ZUT Gegenwart, reiDurg HLa 2005 351-365 Thomas

Das Bistum Hıldesheim Im 19 Jahrhunder
Straßburg 999 Ulrıch Hrsg.) Restauratio F-cclesiae D)as
Biıstum Hıldesheim Im Jahrhunder (Kataloge des om-Muse
UMS Hıldesheim Hıldesheim 2000 Hans-Georg ASGHORF. Frwin
GATZ OITgang EEGRUN Bıstum Osnabrück und Apostolisches
IKarıa der Nordischen Missionen, In GATZ Istumer (Wie ÄAnm

94/-565 Helmut yWohl 0De die Mauern der
urm In wilder Wult X )as Bıstum UÜUsnabrück zwıschen Säkula
MSatıon und Modernisierung (Das Bistum Osnabrück
Üsnabrück 2007 Helmut Das Biıstum Usnabrück Bd Das
19 Jahrhu Keh!l 7001
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SCHOFFE Verhältnis (Wie ÄAnm b55-1

SCHÜFF Verhältnis (WIe Anm 256-276

argaret avınıa Winadthorst. /entrumspoliltiker und
Gegenspieler Bismarcks. Düsseldort 955 Hans-Georg ASCHOFF.
echtsstaatlıchkeit UNG Emanzipatıon. )as nolıtısche Wırken . Uud
WIO Wın  Orsts öge! 485 Hans-Georg ASCHOFF. HeInz-Jörg

Bearb.) LUdWIG Windthorst Briefe äde Faderborn
H 1995/2002 üdiger LUCWIO Windthorst atholı
SCHEr Volkstrihbun iSmarc Ine Biografie negensburg
2011

Äus der umTangreichen |ıteratur zum Kulturkampf: F CHMIDT-
OLKMAR Der Kulturkamp n Deutschlan Göttingen U.d 962
Ins Kudolf EUTISCHE Verfassungsgeschichte saImt 1789
10| Stuttgart U.a 969 545-831 Kudaolf HEL Der Kulturkamp
In reußen Ng Im Deutschen EIC (DIS n Hubert
rSg.) an  He der Kırchengeschichte Bd V reiburg 1973

Z/56-46 Hudolf LILL Die BEIEgUNG des Kulturkampfes n reußen
und IM Veutschen eIcC n -bd 99-78 Hudolf E Hrsg.) Der
Kulturkamp Yaderborn 1997

Hans-Georg SCHOÖFE Der Kulturkamp In der FOVINZ Hannover, In
Blätter TÜr eutische Landesgeschichte 115 1979) 9-6/ Iho
[1asF)as Bistum Hıldesheim ırchen
ührung Urganisation, Gemenndeleben (Quellen und tudien ZUT

Geschichte des Bistums Hildesheim 3l} Hannover 995 175-3014

mans-Georg DEMURF Art »Sommerwerk, JEN Jacobi Danıel W
helm«, In: Frwin GATZ rsg.) Die ISCHOTEe der deutschsprachtigen
_ änder 1785/1803 DIS 1945 HIN blographisches exikon Berlin
983 FA

em Art »Beckmann, Johannes Heinrich«, In GAIZ
1SCHOTEe 1785/1803 (Wie Anm 30-383

Heinz-Joachim CHÜLZE ıe begründung des Bischöflich-Münster:
Sschen Offizialats In Vechta n Uldenburger anrDuc 67 1963)



Johannes Staat Uund catholische Kırche n raun
ChweIlg, Üldenburg Schaumburg-Lippe und Waldeck-Pyrmon Vom

Fnde des achtzennten Jahrhunderts IS ZUf ründung des Landes
Niedersachsen, OÜsnabrück 1982 Ralf CHAFER Irchen
Uund cChulen Im _Landeste!! Üldenburg IM 19 und 70 under
n rec Hrsg.) Geschichte des Landes Iden-
DUrg, Uldenburg 987 791-841 Heimut ıe Ge
schichte des BSischöflic Münsterschen Offiztalates In Vechta
Vechta 991 allı AUMANN und Peter rsg.) )ie
Ische Kırche ım Oldenburger Land Vechta 1995 Des -
36 Dachım UROPKA Die cxatholische Kırche n Raltf
CHAFER el Hrsg.) Uldenburgische Kirchengeschichte, Iden-
Durg 999 4/73-522 0Se ZURLIK D)Iie Auseinandersetzungen

die Rechtswirksamkeit der Konvention VTl lıva Vom Januar
830 In Uldenburger anrDuc 1991) 61-93 0se ZURLIK
aa Und Irchen Im an Oldenburg VOT 848 DIS ZUT Gegen-
Wart, In üOldenburger anrDuc 1982) 33-98 -bd

107165

AHans-Georg ASCHOFF. Staatslieistungen dl} die Katholische Kırche
In Preußen. Hannover, achsen SOWIE den Mıttel- Uund Kleinstaa-
ten n Iwın GATZ rsg.) Geschichte des kırchlichen LeDens In
den deutschsprachigen Äändern saIt dem Fnde des 18 ahrhun-
derts, Ba D)ie Kırchenfinanzen, reiburg 2000 163-195
hıer 187

0SEe ZURLIK Die kontfessionelle /usammensetzung der eıtenden
Heamten M uroßherzogtum Uldenburg der konstitutionellen
Monarchie In Üldenburger anrDuc (FE
146

Hermann EELAND Die katholische Kırche m Herzogtum Braun-
SCHWEIG Hıldesheim 909 25() re katholische Kırchengemeln-
de Braunschweig 8-1 Braunschweig 958 Staat
(Wwie Anm 11) 1-50 Bistum Hıldesheim 1866
914 (Wie Anm 196-1/74 287-301 558-607 IThomas LAM
MER Nationalsozialismus und katholische Kırche mM Hreistaat
Braunschweig 4971 Veröffentlichungen der Kommıission für
/eitgeschichte, 24) Paderborn 2013 307
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15 mans-Georg ASCHOÖFF. 0! Bertram als Generalvikar UNGd M
SCNO VOll Hıldesheim n ernnar: S TASIEWSK] rSsg.} ol
ardınal Bertram SeIn en UNd Wırken auf dem Hintergrun
SBINRT /eit Forschungen uınd Quellen Z/Uur irchen und Kulltur-
geschichte Ustdeutschlands 24,1) KÖln U.d 992 7-39 {Iho
Nas ol Bertram In SeiNner Hıldesheimer Zeit,
n Archiv Tür schliesische Kiırchengeschichte 735
76

16 An BACHEM Vorgeschichte Geschichte Un olıtık der )eutschen
/entrumspartel. ugleic aın eitrag ZUT eschichte der athalı
sSschen EWEgUNg SOWIE ZUr allgemeinen Geschichte der eUueren

ıınd /elt D10| Köln 1929 01-120 275
235 291-294

i 7 ms Kudolf euische Verfassungsgeschichte saIt 789
Bd ıe eIımarer Heichsverfassung, Stuttgart Ua 981 864.
436 AXEB| reinNner Von CAMPENHAUSEN Art »Staatskırchen-
recht« In Iheologische Healenzyklopädie, 3d S Berlin/New York
27006 /73-53 Hans-Georg ASCHOFF )ie Welrmarer epublı
Hechtliche nhahmenbedingungen, n GATZ Kırchenfinanzen \Wie
Anm 1Z1 267-771

I5 Kudol{t MORSEY, Die Deutsche /entrumsparte| U3 (Beiträge
ZUT Geschichte des Parlamentariısmus und der nolıtischen Parteien
32) Düsseldorf 1966 196-724h5

L9 Hans Art »Abgaben« In Iheologische nMealenzyklopä-
die Bd Berlin/New York 1993 329-347 hier 347

Dieter )ie Dolıtische Vorgeschichte des Preußenkonkor:
dats 1929) Veröffentlichungen der Kommission für /eitgeschich
te, alnz 1970

Sstaat (Wwie Anm 139 F3 LAMMER Nationalsozialismus
(Wie Anm 14) 42-48 oachım UROPKA Kırche Katholiken
Sta8at und Gesellschaft IM 20 Jahrhunder In Gerd
WASCHER rSsg.) Geschichte Niedersachsens, 101 Von der
Welrmarer epubli DIS ZUf Wiedervereinigung, Hannover 7010



hier 119 ASCHOFF, Staatsleistungen (WIE Anm
2} 188

Gerd-Eberhard Schule und Kırche In Niedersachsen
HI: Auseinandersetzung das Eiternrec und das Reichs

schulgesetz In der Schulpolitik der nıedersächsischen Irchen Im
Welrmarer Staat (Beiträge ZUT Hiıstorischen Bildungsforschung
Hıldesheim 9837 193-212 Gerd-Eberhard D)as »Regi0
nalkonkordat« zwischen dem Ischot VOll Hıldesheim und dem
Freistaat BraunschweIig Vom 10 ktober 9721 HIN Beitrag ZUuMmM

Verhältnis VOTN aa und Kırche In der eIimarer epublı In ıe
D)iÖözese Hıldesheim In Vergangenheit und Gegenwart D7

131-149

23 Staat (WIE Anm 11) 219-270 UROPKA Kırche (WIE
Anm Z1 119 ASCHOÖFF Staatsleistungen (Wwie Anm 12)

188

A UROPKA Kırche (Wie Anm 24} 14419

25 Aus der umfangreichen |ıteratur Zum Natiıonalsozialiısmus und den
Irchen oachım MEHLHAUSEN Art yNationalsozialismus Uund
Kırchen«, In Iheologische Healenzyklopädie Bd 24 Berlın/New
York 2000 43-78 laus Die Irchen und das Dritte
EeIC Bde Frankfur Berlın 1977/1985 erhard BESIER
Die Kırchen und das Dritte BIcC Spaltungen und ehrkämpfe

Berlın/München 2001 Ee1INz HURTEN Deutsche ca
olıken Paderborn 1992 [WIN GÄATZ Die athalı
sche Kırche n Deutschland IM Jahrhunder reiburg 2008

26 LUdWIO VOLK Das Heichskonkordat VOM 70 Juliı 933 Von den An
satzen In der eIımarer epublı DIS Z/Uur Hatıfiıkation 10 Sep
tember 1938 Veröffentlichungen der Kommıission für /eıtge-
SchIcChte, alnz Y/2 HURTEN Katholıken (WIE Anm 25)

231-249 Ihomas BRECHENMACHER Hrsg.) )as Reichskonkaor.
dat 933 -orschungsstand, Kontroversen, Dokumente, Paderborn
U.aA 7007
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/ mHans-Georg ASCHOFF Art »Machens, Josepn odehard« In IWINn
GATZ rSsg.) Die ISCHOTEe der deutschsprachigen . änder 1945
2001 -IN Diographisches exiıkon Berlın 2002 762-264

25 IhomasF- Das Bistum Hıldesheim IM 20 ahrhun
dert, Straßburg 2001

Z /Zum ema Nationalsozialismus und Katholısche Kırche In Nieder
achsen UROPKA Kırche (Wwie AÄAnm Z1) 145

5 Agnes LANGE-STUKE Schulpolitik M Dritten EIC DIie athaolı
sche Bekenntnisschule IM 3istum Hıldesheim Von 19833 IS 1948
‚Beiträge ZUr Historischen BildungsTorschung Hıldesheim 1989

51 Klemens-August REGKER Olfgang EEGRUN Art »Berning, Her-
annn Wılhelm« n GATZ ISCAHOTEe 94h \Wwie Anm 27) 4727
4A27 Klemens-August HECKER »VWVem woll ıhr glauben?«, Ischof
emIng IM Oritten EeIC Faderborn Ua 1998

52 -duard Art »Galen, GClemens August Graf C In GAÄTZ
1SCNOTE Y4h (\Wwie Anm Z7 406-408 oachım UROPKA I8
eNS August raf Von alen SeIN e7en und Wırken n Ildern und
D)okumenten, LIioppenburg 1992 oachım UROPKA Hrsg.) GIe
6115 August Graf VON alen Menschenrechte Wiıderstand ll
anasıe Neubeginn Münster 998 oachım UROPKA Hrsg.)
GClemens August raf Von alen Neue -orschungen Zum eDen
und Wırken des ISCNOTS Von Münster, Münster 1992 oachım
UROPKA rSsg.) Streitfal| Galen GClemens August Graf VOT

alen Uund der Nationalsozialismus. tudien und Dokumente,
Münster 2007 eier OFFLER Bearb.) Bıschof GClemens August
Graf VÜll Galen en Briefe Uund mredigten 3-1 Bde
Veröffentlichungen der Kommission für /eiıtgeschichte, A2)
Maınz 988

33 UROPKA Kırche (WIe Anm Z1} 136

Allgemein nton Hrsg.) Kırche und Katholizısmus
1945-1 ‚Beiträge ZUur Katholizismusforschung), München U.a



9// Burkhard Vall DIe katholische Kırche und dıe
Entstehung der Verfassungen In Westdeutschland (Ver-
öffentlichungen der Kommıssion tür /eitgeschichte, 30) aılnz
980 Hrwin GAÄATFZ Alte Bundesrepublik n IWIN GATZ Hrsg.) KIT-
che und Katholizısmus seit 945 Bd Mıttel West- UnNd Nord
CUTODd, Paderborn U.d 998 [WIN GATZ Katholische
Kırche (Wwie Anm Z5) A S

53 UROPKA Kırche (Wie Anm 21) 161

36 Über dıe Katholısche Kırche In Niedersachsen Hans-Georg
ASCHOFF Katholische Kırche In Niedersachsen nach 945 n
anrDuc der Gesellschaft für nıedersächsische Kırchengeschichte

211-238 UROPKA Kırche (WIe Anm 21) 146
163

Zitiert nach UROUPKAÄ Kırche (Wie Anm 162

38 GChristian )ıie evangelischen ırchen und das Volksschul-
In Niedersachsen 194 ıs 955 annOver 99/ Hans-

Georg ASCHOÖFE Um des enschen willen )ie Entwicklung der
katholischen Kırche In der Hegion annoVver, Hıldesheim 1983]
117-129 Hans-Georg ASCHOFF Katholische Kırche (WIE Anm 36)

227-237 Henate KUMM Das Bistum Hıldesheim n der Nach

kriegszeit. Untersuchung eINeTr Diaspora-Diözese VONM -nde des
/welıten Weltkriegs HIS Zum /weıten Vatıkanischen Konzıl
IS Quellen und udıen ZUTr Geschichte des Bıstums Hıldes
hNeIm 7) annover 2002 260-269 oachım UROPKA »Kultur-
kKampf« n der Nachkriegsära? Zum on die Konfessions-
schule In Nordrhein-Westfale und Niedersachsen 945 HIS 954
In em HEY Hrsg.) Kırche aa und Gesellschaft nach 94h
Konfessionelle Prägungen und sozlialen Wandel Blelefeld 2001
A E

Zitiert nach SCHOÖFF Katholische Kırche (Wie Anm 36) 237

40 Zitiert nach UROPKA Kırche (wie Anm 21) 154
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2 Hans-Georg SEHDFF: Art »Machens, Josepn odehard« n WInNn
GATZ rSg.) D)ie 1ISCNHOTEe der deutschsprachigen ı änder O4b-
2001 EIN Dlographisches exiıkon Herlin 2002 262-264

28 Ihomas 3a6 Aistum Hıldesheim IM ahrhun-
dert Stralßburg 2001 16

29 /Zum ema Nationalsozialismus und Katholische Kırche In Nieder:
sachsen: UROPKA Kırche (WIie Anm Z

gnes LANGE-STUKE Schulpolitik In Üritten BIC ıe atholı
sche Bekenntnisschule Im Bistum Hıldesheim Von\n 933 IS 948
(Beiträge ZUfT Hıstorischen Bildungsforschung Hıldesheim 989

5 Klemens-August REGKER Olfgang EEGRUN Art »Berning, Her-
anl Wılhelm« n GAÄTZ ISscChOTe 9dh (\Wie Anm 27) E
427 Klemens-August RECKER »VWem WOll Ihr glauben?«. Ischof
BermINg IM Üritten eIC Paderborn HO 998

52 Fduard Art »Galen, Glemens August Graf n GAÄATZ
Bischöfe Y4h (\Wwie ÄAnm 27) 406-408 oachım URÜPKA LE
6115 August Graf Von alen SeIn en und Irken n Bıldern und
L)okumenten, Gloppenburg YY2 oachım UROPKA Hrsg.) GIe
B115 August (jraf Von Galen Menschenrechte Wiıderstand ll
anasıle Neubegiınn Münster 998 oachım UROPKA rSg.)
Glemens August Graf VOl! alen Neue -orschungen zum e9en
und Wırken des 1SCNOTS Von Münster, Münster 992 Dachım
UROPKA rSg.) Streitfal| alen Glemens August Graf VOll

alen und der Nationalsozialismus. tudien und Dokumente,
Münster 2007 eier OÖFFLER Bearb.) ISCNO lemens August
Graf Von GGalen en Briefe und mredigten Bde
Veröffentlichungen der Kommission Tür /eitgeschichte, 42)
Maınz 988

33 UROPKA Kırche (WIe Anm 21) 1136

Allgemein: ntion Hrsg.) Kırche und Katholizısmus
(Belträge ZUr Katholizismustfarschung), München U.d



977 urknar: Val] ıe Katholische Kırche Uund dıe
-ntstehung der Verfassungen In Westdeutschland (Ver
öffentlichungen der Kommıssion TÜr /eitgeschichte, 30} Maınz
1980 FWIN GALZ Alte Bundesrepublik N ErWInNn GATZ Hrsg.) Kır-
che UNG Katholizısmus spit 945 Bd Mıttel West- und Nord
SUTODd, Y”aderborn H 998 FWn GAÄATZ Katholische
Kırche (\Wie Anm 25} 30-433

3) UROPKA Kırche (Wie ÄAnm Z} 161

36 Über die Katholische Kırche n Niedersachsen: nHans-Georg
ASCHOFF Katholische Kırche In Niedersachsen nach 945 n
anrDucC der Gesellschaft für nıedersächsische Kırchengeschichte

1993) 211-238 UROPKA Kırche (Wwie Änm 21) 1456
163

Zitiert nach UROPKA Kırche (WIe Anm 713 162

35 Christian HG: evangelischen ırchen und das Volksschul-
In Niedersachsen 1945 HIS 1955 anno0ver 997 Hans-

E0rg ASUHÖFF. UJm des Menschen willen Die Entwicklung der
katholischen Kırche n der Hegion Hannover, Hıldesheim 1983
11/-129 Hans-Georg ASCHOFF. Katholische Kırche (\WIE Anm 36)

227-237 Henate KUMM )as Bistum Hıldesheim n der Nach
Kriegszeit. Untersuchung e1Ner Diaspora-Diözese Vom Fnde des
/weıten Weltkriegs IS ZUuM /weıten Vatıkanischen KOonzı|
IS (Quellen UNGd tudien ZUf Geschichte des Bistums Hildes-
hneim 7) annover 2002 760-269 ogachım UROPKA » Kultur-
Kampf« n der Nachkriegsära! Zum on die Kontfessions
Sschule n Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen 945 IS 9b4
In enm HEY rsg.) Kırche Staat UnNd Gesellschaft nach 945
Kontfessionelle ”rägungen und sozlialen Wandel Bielefeld 2001

75-197

Zitiert nach ASGCHOEFF Kathoalische Kırche (Wie AÄAnm 36) Z

Zitiert nach UROPKA Kırche (Wwie Anm Z 1154
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41 Friedrich Friedrich August Frhr. HEYDIE Hrsg.) er

Konkordatsprozels Veröffentlichungen des nstıituts TÜr Staatsiehre
und olıtık aV In \Maınz öde München ühb/

42 )as Niedersächsische Konkordat nrsg Bischöflichen (‚eneralvıka
Jat ZU Hıldesheim öde Hiıldesheim KUMM Bıstum
Hıldesheim (Wie Anm 38) 769-7206

43 JuHus BITERS Dreiisig re Niedersachsen-Konkorda In ıe
)iözese Hildesheim In Vergangennelt und Gegenwart 93
257-278 SCHÜFF. BisStum Hildesheim (WIE Anm 3) 360-362

44 SCHOFF Staatsieistungen (Wwie Anm 12) 192-194


